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Die Russen sollen in ihrer russischenWelt der Lügen
bleiben, die Europäer die Grenzen für sie dichtmachen,
hat der ukrainische Präsident gefordert. Man kann
Wolodimir Selenski verstehen. Und auch die Regie-
rungschefinnen von Finnland oder Estland, die Schen-
gen-Visa für russische Touristen angesichts des Vernich-
tungskriegs gegen die Ukraine frivol finden: Russen, die
in der Hotelbar in Barcelona ausspannen und in Luxus-
boutiquen inWien shoppen gehen, während die Solda-
ten des eigenen Landes geradewieder aufWohnhäuser
in ukrainischen Städten feuern; Russen, die Ferien
machen amMittelmeer und zurück inMoskau dem
Kriegsverbrecher-Regime vonWladimir Putin nichts
entgegenzusetzen haben als ihr Schweigen. Aber Bürger-
mut lässt sich nicht einfach bestellen. Und kritisches
Denkenwird in der russischen Gesellschaft nicht beför-
dert, indemman alle ihre Bürger aus Europa aussperrt.
Reisen bildet.Wer nach Europa kommt, wirdmit ande-
renMeinungen über den Krieg in der Ukraine konfron-
tiert als im gleichgeschalteten Russland. Für Putins
Propagandisten gibt es bereits Einreiseverbote für die
EU. Dieser Kreis liesse sich, sofern nötig, erweitern. Für
Putins Kritiker abermüssen die Tore offen bleiben. Ein
Visa-Stoppwürde ihnen die Flucht nach Europa
erschweren.Markus Bernath

EinVisa-Stopp inEuropa für
Russenhilft nurPutin

Russland

EineMehrheit von 55 Prozent der Bevölkerung sagt laut
der Tamedia-Umfrage Ja zurMassentierhaltungsinitia-
tive, über die am 25. September abgestimmtwird. Diese
verlangt, dass Nutztiere in der Schweiz unter besseren
Bedingungen gehaltenwerden. Das Resultat ist erstaun-
lich, denn eigentlich stimmen Schweizerinnen und
Schweizer jeden Tag über das Anliegen ab – im Super-
markt vor demMetzgereiregal. Hier zeigt sich ein kom-
plett anderes Bild: Nur 12%des verkauften Fleischs ist
aus tiergerechter Label-Produktion. Der Bio-Boom geht
amFleisch vorbei. Die allermeisten Konsumenten sind
nicht bereit, die Preisunterschiede zwischen konventio-
neller und nachhaltiger Herstellung in Kauf zu nehmen.
Das Kalkül der Initianten ist deshalb:Wenn sich das
Fleisch auf das Bio-Preisniveau verteuert, werden viele
darauf verzichten. Sie nehmen die Produzenten ins
Visier, weil sie die Auseinandersetzungmit den Konsu-
menten scheuen. Das ist Umerziehung durch die Hinter-
tür.WarumkonsumierenMenschen Fleisch auf eine
Art undWeise, die demPlaneten, den Tieren und letzt-
lich auch ihnen selber schadet? Die Antwort darauf ist
komplex. Dochwerwirklich etwas verändernwill,
muss eine finden.Moritz Kaufmann

DieKonsumentenstimmen
jedenTagab

Fleisch

Tausende vonKindern in der Schweizwerden zuHause
unterrichtet, Tendenz steigend. Selbstverständlich tun
ihre Eltern dies aus bestemWissen undGewissen. Doch
gut gemeint ist nicht immer gut. Denn nebstWissens-
vermittlung gehört die Sozialisierung der Kinder zu
einerwichtigenAufgabe der öffentlichen Schule, das
kann imHomeschooling nie in diesemUmfang gesche-
hen. Und genau hier liegt das Paradox desHomeschoo-
lings: Oft praktizieren es Eltern, die sich in geschlosse-
nen religiösen oder ideologischenWertesystemen bewe-
gen. Genau derenKindern aber täte es besonders gut,
Freunde ausserhalb der familiären Bubble zu finden.
Wird ihnen das verweigert, ist das falsch verstandene
Elternliebe – oder Angst vor Abnabelung.René Donzé

FalschverstandeneElternliebe
Homeschooling

Eine durchdachte und tragfähige
Energiepolitik schafft den Ausgleich
zwischen den Zielgrössen Versor-
gungssicherheit, Wirtschaftlichkeit

und Umweltverträglichkeit. Dieses fragile
Gleichgewicht ist jedoch aus den Fugen gera-
ten: Die Stromversorgungssicherheit ist viel-
leicht schon diesenWinter gefährdet, und
die Preise gehen durch die Decke. Undmit
den hierzulandewohl nötigen Gas- sowie
Ölkraftwerken hat auch das Klima das Nach-
sehen. In Deutschland sollen sogar Braun-
kohlekraftwerke reaktiviert werden.
Die Bewältigung der aktuellen Krise

obliegt primär demBundesrat, doch das Par-
lament sollte die notwendigen Anpassungen
der energiepolitischen Rahmenbedingungen
nicht vertagen: Die Versorgungssicherheit
war zum einen bereits vor der gegenwärtigen
Situation prekär. Zum anderen erlaubt die
akute Krise nun den verschiedenen Akteuren
gesichtswahrende Kurskorrekturen.Wir
sehen drei Prioritäten für das Parlament:

• Diemomentan hängigen Änderungen der
energiepolitischen Rahmenbedingungen
muss es in Etappen angehen: Aufgrund einer
Flut von Vorlagen, die in einem in aller Eile
zur Diskussion gestellten Stromschutz-
schirm gipfelte, wurde das Rahmengesetz
zur grundlegenden Neuorientierung der
Stromversorgung im Parlament in den
Herbst oder garWinter verschoben. Der
Gesetzgeber sollte daher diejenigen Punkte
aus dem sogenannten «Mantelerlass» und
der «Beschleunigungsvorlage», welche die
Versorgungssicherheit schnell undwirksam
erhöhen, prioritär behandeln.

• Den Elefanten imRaumbenennen: Ein
Ausbau erneuerbarer Energienwird ver-
mehrt Lebensräume seltener Tiere und
Pflanzen sowie unberührte Naturräume in
Anspruch nehmen. Dies stellt im Rahmen
der Energiestrategie des Bundes erarbeitete
Kompromisse infrage, die sich allerdings
nicht als besonders tragfähig erwiesen

haben. Statt nun die Gerichte zu nötigen, die
Projekte einfach durchzuwinken, könnte der
Gesetzgeber aber eine Liste der wichtigsten
und dringlichsten Projekte verabschieden,
bei denen seiner Ansicht nach die Nutzungs-
interessen den Schutzinteressen vorgehen.
Ein Beispiel dafür wären die 15 Projekte der
«gemeinsamen Erklärung des Runden
TischesWasserkraft», denenwichtige Natur-
schutzverbände zugestimmt haben. Das
Parlament könnte Kriterien für die Ergän-
zung dieser Listemit weiteren Vorrangpro-
jekten festlegen. Dieser Schritt hebt die
Interessenabwägung abschliessend auf die
politische Ebene, wo sie vorliegendwohl
hingehört. Sich einzig zu beklagen, dass die
Naturschutzverbände die ihnen gesetzlich
zugedachte Aufgabewahrnehmen und
Schutzinteressen in den Verfahren vertreten,
ist jedenfalls zu bequem.

• Beschleunigung der Verfahren: Derzeit
verleiten die langen Planungszeiten hiesige

Stromunternehmen dazu, eher imAusland
zuzubauen. Die bestehende «Beschleuni-
gungsvorlage» des Bundes ist indesmassiver
Kritik ausgesetzt, droht zumBumerang zu
werden sowie der Verfahrensdauer und
-sicherheit gar einen Bärendienst zu erwei-
sen.Wir schlagen vor, dass der Bund den
Kantonen ein konzentriertes Plangenehmi-
gungsverfahren als Grundlage zur Verfügung
stellt, mit derMöglichkeit, von diesen
Bestimmungen abzuweichen. Sowerden
Verfahren gestrafft, ohne die Kompetenz-
ordnung grundsätzlich infrage zu stellen.
Auch sollte der Bund sich selbst vermehrt in
die Pflicht nehmen, denn seine Verfahren
dauern ebenfalls empfindlich lange. Bundes-
richterinnen könnten gezielt von anderen
Geschäften entlastet undmit ausgeliehenen
Fachkräften der Eidgenössischen Techni-
schen Hochschulen unentgeltlich unter-
stützt werden.Mit diesem Fachwissen könn-
ten die Gerichte tatsächlich vermehrt selbst
neu entscheiden, anstatt Verfahren an die
Vorinstanzen zurückzuweisen, was Letztere
hoffentlich nicht zu Schludrigkeit einlädt.
Gerichte sollten überdies ihre Verfahren
mündlich führen, um langfädige Schriftsätze
zu vermeiden.
Nicht zuletztmüssen aber auch die Kraft-

werksbetreiber willens sein, bewilligte
Projekte tatsächlich zu realisieren. Das
beschleunigte Verfahren soll nicht dazu
dienen, Planungs- und Bewilligungsent-
scheide sowie Konzessionen auf Vorrat ein-
zuholen. Potenzielle Investorenwerden aber
weiterhinmit demAusbau von Erzeugungs-
kapazitäten und Speichern zögern, solange
sich die Rahmenbedingungen ständig
ändern und nicht auf eine realpolitisch trag-
fähige sowie langfristig stabile Basis gestellt
sind. AmEnde ist offensichtlich:Wennwir
nur auf erneuerbare Energien setzenwollen –
über das Ob,Wie undWann bedarf es in der
Schweiz womöglich erneuter Reflexion –,
dannmüssenwir den Bau dieser Erzeu-
gungsanlagen auch ermöglichen und andere
Interessen notgedrungen preisgeben.

DerexterneStandpunkt

DieSchweizmussmehrStromproduzieren. Soll der auserneuerbaren
Energienkommen, solltedasParlamentklar sagen,woNaturräume
geopfertwerden, findenPeterHettichundAlexanderKeberle

DieEnergiekriseerlaubtüberfällige
Kurskorrekturen
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